
daß die Richter im Soforteinsatz, sowie die Absolventen 
der sechs-, acht- und zwölfmonatigen Lehrgänge in 
ihrer fachlichen und gesellschaftlichen Weiterbildung 
systematisch gefördert werden. Dabei ist an zwei Mög­
lichkeiten zu denken. Nach Fertigstellung des Gebäudes 
der Zentralen Richterschule in Babelsberg wird es mög­
lich sein, jeweils 200 Absolventen der Richterschulen 
und auch akademisch vorgebildete Richter ein Viertel­
jahr lang in der Zeit weiterzuschulen, in der sich die 
eine Hälfte der Schülerschaft in der drei Monate wäh­
renden praktischen Zwischenschulung an den Gerichten 
befindet. Ferner ist es eine dringende Notwendigkeit, 
einen planvoll aufgebauten und systematisch durchzu­
führenden Fernunterricht zu entwickeln. Hier ergibt 
sich für die Schüler- und Dozentenschaft der Zentralen 
Richterschule ein weiteres wichtiges Aufgabengebiet 
Es ist die Frage zu prüfen, ob auf der Zentralen Richter­
schule ein Arbeitskollektiv aus qualifizierten Schülern 
und Dozenten gebildet werden kann, das den Stoff 
dieser Schule auf seine Verwendbarkeit für den Fern­
unterricht der schon tätigen Richter und Staatsanwälte 
prüft, wissenschaftliche Aufgabenstellungen heraus­
arbeitet und damit der Schulungsabteilung des Ministe­
riums der Republik und auch der Länder eine wesent­
liche Hilfe leistet.

Mit Recht stellte Minister Fechner fest, daß der 
augenblickliche Stand der Weiterbildung sowohl der 
Absolventen wie auch der akademisch vorgebildeten 
Richter völlig unbefriedigend ist und daß es sehr an 
der Zeit ist, sich darüber Gedanken zu machen, auf 
welchem Wege oder durch welche Methode die über­
geordneten Dienststellen die weitere berufliche, wissen­
schaftliche und gesellschaftliche Entwicklung der 
Richter und Staatsanwälte beobachten und systematisch 
fördern können.

Der Fernunterricht wird nur dann erfolgreich sein, 
wenn die durch ihn gestellten rechtskundlichen und 
gesellschaftswissenschaftlichen Aufgaben in bestimmten 
Zeitabständen gelöst werden müssen, wenn sie von den 
zuständigen Fachstellen bewertet werden und wenn 
ihre positive oder negative Erledigung zu einem wesent­
lichen Gesichtspunkt bei der Beförderung wird. Die 
Organisierung und erfolgreiche Durchführung eines 
Fernunterrichts, an dessen Ende für die Absolventen der 
sechs-, acht- und zwölfmonatigen Lehrgänge und der 
Richter im Soforteinsatz das Recht zur Promotion stehen 
könnte, ist eine bedeutende Aufgabe, die die Schulungs­
abteilungen des Ministeriums der Republik und der 
Länder mit der Dozenten- und Schülerschaft der Zen­
tralen Richterschule nur lösen können, wenn sie die 
reichen Erfahrungen, die in der Sowjetunion mit dem 
Fernunterricht gemacht worden sind, studieren und 
wiederum engstens mit der Verwaltungsakademie in 
Forst-Zinna Zusammenarbeiten.

Auch in der Anwendung neuartiger Lehrmethoden 
wird die Zentrale Richterschule die reichen Erfahrungen 
verwerten, die sich in der Praxis der bisherigen Richter­
lehrgänge so erfolgreich und wegweisend herausgebildet 
haben. Durch den Zwang, den Lehrgangsteilnehmern 
in möglichst kurzer Zeit das Wissen für ihren zukünf­
tigen juristischen Beruf zu vermitteln, war man ge­
nötigt, neue Unterrichtsmethoden zu entwickeln, die 
eine rationelle Arbeit ermöglichten und den Teilneh­
mern halfen, sich schnell eine Arbeitsmethodik und den 
Lehrstoff anzueignen. Die auf den Richterlehrgängen 
entwickelten neuen Unterrichtsmethoden haben sich im 
Verlauf der zurückliegenden fünf Jahre der über­
alterten Unterrichtsmethode der Universität als weit 
überlegen erwiesen. Die in der Schandauer Schule ent­
wickelte Methode der Verbindung von Vorlesungen in 
gelockerter Form und Seminarstunden hat sich bewährt 
und ist laufend weiterentwickelt worden. Hinzu trat 
die Arbeitsgemeinschaft, die sich besonders dann als 
ergiebig erwiesen hat, wenn sie unter Leitung von Fach­
kräften unter Zugrundelegung eines festen Arbeits­
plans durchgeführt wurde. Dieses dreiteilige Unter­
richtssystem wurde bisher durch das Selbststudium er­
gänzt. Wir können heute feststellen, daß die Richter­
schulen aus ihrer spezifischen Eigenart eine Unterrichts­
methode entwickelt haben, die richtungweisend für die 
Methodik der Erwachsenenbildung geworden ist. Im 
Unterschied zu den Jahreslehrgängen darf in der Zwei­
jahresschule das Selbststudium nicht mehr eine Ergän­
zung, sondern muß die wesentliche Voraussetzung für 
die fruchtbringende Gestaltung der Seminare und Ar­

beitsgemeinschaften sein. Denn das Neue liegt darin, 
daß die Schüler nunmehr zwei Jahre Zeit haben, sich 
für ihren Beruf vorzubereiten, und daß der fachliche 
Lehrplan im Vergleich zum fachlichen Lehrplan der 
Jahreslehrgänge nicht erheblich erweitert worden ist. 
Die Schüler haben deshalb ungleich mehr Zeit, den 
Wissensstoff gründlich zu verarbeiten und vor allen 
Dingen ein systematisches Selbsstudium zu betreiben. 
Nach dem Lehrplan ist die Stundenzahl für Vorlesungen, 
Seminare und Selbststudium dieselbe. Dieses Verhält­
nis wird bald zugunsten des Selbststudiums geändert 
werden müssen. Daß in der ersten Zeit im rechts­
wissenschaftlichen Unterricht der Schwerpunkt in Vor­
lesung, Seminar und Arbeitsgemeinschaft und nicht im 
Selbststudium zu liegen hat, ergibt sich aus der Tat­
sache, daß die Schüler ohne juristische Vorkenntnisse 
beginnen und die alten Lehrbücher und Kommentare 
zum Selbststudium ungeeignet sind. Völlig anders 
aber liegen die Dinge in der Gesellschaftswissenschaft. 
Rund 67% der Schüler der Zentralen Richterschule 
kommen aus der Arbeiterschaft und Bauernschaft. Fast 
50% sind politisch vorgeschult. Auf diesem Gebiete 
bringen also die Schüler Vorkenntnisse mit. Ferner sind 
in der Gesellschaftswissenschaft Standardwerke vor­
handen, die nicht nur überaus geeignet für das Selbst­
studium sind, sondern überhaupt nur durch ein syste­
matisch geleitetes Selbststudium bewältigt werden 
können. Es ist deshalb notwendig, dem Selbststudium 
in der Gesellschaftswissenschaft auf der Zentralen 
Richterschule schon von Beginn an einen sehr großen 
Platz einzuräumen.

Die Arbeitsgemeinschaften werden auf Grund der be­
sonderen Verhältnisse auf der Zentralen Richerschule 
sich als eine besonders schöpferische Erziehungsmethode 
herausbilden und wesentlich dazu beitragen, daß diese 
neue Bildungsstätte mehr, als es in den Jahreslehr­
gängen bisher möglich war, auch zu einem wirklichen 
Erziehungsinstitut wird. Denn der Bau der Zentralen 
Richterschule in Babelsberg ist räumlich so aufgeteilt, 
daß immer acht Schüler eine geschlossene Wohngemein­
schaft bilden, der neben zwei Schlafzimmern und 
Waschräumen ein großer, gemeinsamer, aber auch 
unterteilbarer Arbeitsraum zur Verfügung steht. Diese 
Wohngemeinschaft über zwei Jahre soll die Arbeits­
gemeinschaft über zwei Jahre bilden. Hier wird sich 
aus den räumlichen Bedingungen heraus der Geist kol­
lektiver Zusammenarbeit mit Arbeitsdisziplin und 
Hilfsbereitschaft für die Schwächeren entwickeln und 
die Gefahren des individualistischen Strebertums und 
des egoistischen Konkurrenzkampfes bannen.

Durch ständige Leistungskontrolle, durch die Ent­
wicklung der Kritik und Selbstkritik, durch die Förde­
rung des Wettbewerbs zwischen den Arbeitsgemein­
schaften, durch Gemeinschaftsveranstaltungen und 
durch all die vielen neuen Erziehungsmethoden, die 
die Schülerschaft der Zentralen Richterschule im Laufe 
von je zwei Jahren entwickeln wird, wird die Zentrale 
Richterschule der Deutschen Demokratischen Republik 
ein Erziehungsinstitut qualitativ neuer Art werden.

Die Aufgabe der Zentralen Richterschule besteht also 
nicht nur darin, fachlich hochqualifizierte Juristen nach 
zwei Jahren zu entlassen, sondern sich zugleich zu 
einem Erziehungsinstitut zu entwickeln, durch das die 
Schüler in den zwei Jahren durch die Gemeinschaft 
und durch die Erziehungsmethoden, die aus ihr hervor­
gegangen sind, so gewachsen, so geformt und so ent­
wickelt werden, wie es die Gesellschaft von Menschen 
erwartet, denen sie ein hohes und verantwortungsvolles 
Amt anvertraut. Diese Formung nach den Bedürfnissen 
der Gesellschaft setzt aber auch voraus, daß sich die 
Schüler in den zwei Jahren nicht vom politischen, ge­
sellschaftlichen und wirtschaftlichen Kampf der werk­
tätigen Menschen isolieren, sondern daß sie politische 
Menschen bleiben oder werden, die mit dem Kampf 
ihres Volkes für ein demokratisches, friedliebendes und 
unabhängiges Deutschland zutiefst verbunden sind, die 
stets Partei ergreifen für den gerechten Kampf um die 
Sache des Friedens an der Seite der stärksten Friedens­
macht der Welt, der großen Sowjetunion, und die ihr 
Studium, so wie es im Unterrichtssaal der Richterschule 
in Halle mahnend und verpflichtend für die neuen 
Schüler der Zentralen Richterschule der Deutschen De­
mokratischen Republik geschrieben steht, als einen Teil 
des Kampfes um die Festigung der antifaschistisch­
demokratischen Ordnung betrachten.
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